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Pressemitteilung

Dringender Handlungsbedarf in der
Pflege: AOK Rheinland/Hamburg
fordert klares Finanzierungskonzept

Stark steigende Eigenanteile bringen Pflegebe-
durftige und deren Angehorige an die Belastungs-
grenze. Ein Grund sind die verpflichtenden Tarif-
lohne in Pflegeeinrichtungen sowie steigende Gas-
und Energiekosten. Eine nachhaltige Pflegereform
ist daher eine dringende Aufgabe der Politik.

Dusseldorf/Hamburg, 19.09.2022

Angesichts massiver Preissteigerungen in der Pflege fordert die AOK Rhein-
land/Hamburg als groBte gesetzliche Krankenkasse in Nordrhein-Westfalen
ein klares Finanzierungskonzept von der Politik. Die Pflegebediirftigen und
ihre Angehorigen diirften nicht allein gelassen werden. Zundchst miissten die
Eigenanteile kurzfristig eingefroren werden.

Die Kosten fiur die ambulante und die stationdre Pflege drohen auszuufern -
nach Ansicht der AOK Rheinland/Hamburg ist dies ein nicht haltbarer Zustand.
»Die Politik muss endlich ein Finanzierungskonzept vorlegen, besser heute als
morgen”, sagt Glinter Waltermann, Vorstandsvorsitzender der AOK Rhein-
land/Hamburg. ,Es ist nicht mehr funf vor zwolf, sondern bereits zwolf.”

Derzeit stehen vielen Heimbewohnerinnen und Heimbewohnern Preiserhéhun-
gen von 30 bis 40 Prozent bevor. Hintergrund ist die seit dem 1. September 2022
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geltende gesetzliche Vorgabe, dass Pflege- und Betreuungskrdafte in Pflegeein-
richtungen mindestens in Tarifhohe bezahlt werden missen. Die aufgrund des
Ukraine-Krieges massiv gestiegenen Gas- und Energiekosten verscharfen die
Situation zusdtzlich. In der Folge schnellen sowohl im ambulanten als auch im
stationdren Pflegebereich die Eigenanteile nach oben. Der AOK-Vorstand for-
dert, dass die Betroffenen mit der Situation nicht allein gelassen werden.

»IN Zeiten einer Inflation von knapp acht Prozent und damit verbundenen Kos-
tensteigerungen in nahezu allen Bereichen des alltaglichen Lebens ist das fir
viele Pflegebedirftige und ihre Angehorigen kaum mehr zu stemmen”, so Wall-
termann. ,Die Ampelregierung muss nun umgehend und klar sagen, wie sie die
Betroffenen entlasten will. Es racht sich aktuell, dass die Pflegeversicherung
bisher als politisch nachrangig betrachtet worden ist. Eine Finanzierung der
Pflegeversicherung auf Darlehensbasis ist das Gegenteil von Nachhaltigkeit.”
Es gdbe Moglichkeiten, die akute Situation zumindest zu entspannen. Zunachst
sei es aber wichtig, kurzfristig die Eigenanteile einzufrieren.

«Wir begriBBen den Vorschlag der Pflegebeauftragten des Bundes, Claudia Moll,
kurzfristig einen Krisenzuschlag aus Steuermitteln bei allen Pflegeleistungen
zu verabschieden”, sagt Waltermann. Darlber hinaus sei politischer Mut gebo-
ten, endlich ein nachhaltiges, faires Finanzierungskonzept fur die Pflege vorzu-
legen, das auch die weitere Entwicklung im néachsten Jahr im Blick hat.

Tarifliche Entlohnung in der Pflege

Mit dem ,Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung”
(GVWG) hat der Gesetzgeber zahlreiche Anderungen in der Pflege veran-
lasst. Eine zentrale Neuerung ist die Bezahlung der Pflege- und Betreu-
ungskrafte nach Tariflohn. Seit September 2022 dirfen nur noch Pflege-
anbieter Leistungen mit der Pflegeversicherung abrechnen, die entweder
an einen Tarif gebunden sind oder sich in der Héhe der Entlohnung an ei-
nem entsprechenden Tarifvertrag orientieren.

Seite 2 von 2

Kontakt und Information

Isabella Heller, Telefon 0211 819-28308, presse@rh.aok.de
AOK Rheinland/Hamburg, KasernenstraBe 61, 40213 Diisseldorf
aok.de/rh, Twitter: @AOKRH



	Dringender Handlungsbedarf in der Pflege: AOK Rheinland/Hamburg     fordert klares Finanzierungskonzept
	Stark steigende Eigenanteile bringen Pflegebedürftige und deren Angehörige an die Belastungsgrenze. Ein Grund sind die verpflichtenden Tariflöhne in Pflegeeinrichtungen sowie steigende Gas- und Energiekosten. Eine nachhaltige Pflegereform ist daher ei...

